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Das Vorbild Steiermark wankt
Die Ursachen für die schweren Verluste der Reformregierung bei den Wahlen sind vielfältig – Grosser Unmut über die Gemeindefusionen

Die Reformregierung der Steier-
mark galt oft als Vorbild für ganz
Österreich. Die schweren Wahl-
verluste stellen dies allerdings
infrage. Besonders die Struktur-
reform sorgt für Missstimmung.

Meret Baumann, Pichl-Kainisch

Auf den sanft geschwungenen Hügeln,
umrahmt von dramatisch steilen Fels-
klippen, liegen zerstreut einige Häuser-
gruppen im für die Region typischen
Chaletstil. Viele Fensterbänke sind mit
Geranien geschmückt, und angesichts
des stahlblauen Himmels und der war-
men Temperaturen lassen nur die sich
bräunlich verfärbenden Baumwipfel er-
ahnen, dass hier bald Schnee liegen
wird. Nur selten unterbricht das Ge-
räusch eines Autos auf den kurven-
reichen Strassen das monotone Bim-
meln der Kuhglocken. In Pichl-Kainisch
im steirischen Salzkammergut scheint
die Welt in Ordnung und Österreich tat-
sächlich noch jene Insel der Seligen zu
sein, als die es gern bezeichnet wird.

Politisches Erdbeben
Doch die Idylle trügt. In der Gemeinde,
die nur 760 Einwohner zählt, herrscht
Unmut, der sich bei der Nationalrats-
wahl von Ende September in einem poli-
tischen Erdbeben entladen hat. Die zu-
vor dominierenden Sozialdemokraten
(SPÖ) stürzten um über 30 Prozent-
punkte auf knapp 7 Prozent Stimmen-
anteil ab. Nicht viel besser erging es der
bürgerlichen Volkspartei (ÖVP), sie ver-
lor gut 21 Prozentpunkte und kam noch
auf 11 Prozent. Nirgends in Österreich
verloren die beiden Traditionsparteien
zusammen mehr Stimmanteile. Der

Grund für das Debakel der sowohl in der
Steiermark als auch auf Bundesebene
regierenden Parteien ist offensichtlich.
Schon neben der Zufahrtsstrasse zum
Dorf macht ein Plakat darauf aufmerk-
sam, dass sich 98 Prozent der Befragten
in Pichl-Kainisch gegen die von der Lan-
desregierung im Rahmen der Struktur-
reform geplante Fusion mit den Nach-
bargemeinden Bad Mitterndorf und
Tauplitz ausgesprochen haben.

Auf dem Gemeindeamt wühlt Bür-
germeister Manfred Ritzinger in einem
Stapel von Unterlagen und versucht zu
erklären, wie es dazu gekommen ist.
Seit 23 Jahren ist er im Amt, bereits fünf
Mal wurde er gewählt. Mit der Reform
werde die Gemeinde dafür bestraft,
dass gut gearbeitet worden sei. Er ver-
weist auf die solide Finanzlage, die
Pichl-Kainisch im Vergleich mit den
anderen beiden Gemeinden zum Netto-
zahler machen würde. Ritzinger ist stolz
auf die Ansiedlung der Ausseer Kälte-
und Edelstahltechnik GmbH (AKE)
vor gut zehn Jahren, die mit inzwischen
140 Mitarbeitern eine der grössten Ar-
beitgeberinnen der Region ist. Seit 2006
sei in der Folge das kommunale Steuer-
aufkommen um 60 Prozent gewachsen,
und sogar die Bevölkerung habe um 3
Prozent zugenommen.

Das sei auch der Grund, weshalb
man in Bad Mitterndorf für die Fusion
sei. «Die wollen unser Geld, die wollen
uns nicht, weil wir so lieb und so fesch
sind!», ereifert sich Ritzinger. Ihm geht
es aber auch ums Prinzip. Er wisse, dass
zur Effizienzsteigerung eine Struktur-
reform nötig sei. Bereits 2002 beschloss
er mit seinen Kollegen der Gemeinden
des Ausseerlands (Altaussee, Bad Aus-
see, Bad Mitterndorf, Grundlsee,
Pichl-Kainisch und Tauplitz) eine Ko-

operation. Vorreiter sei man gewesen,
und gegen eine Fusion aller dieser Ge-
meinden hätte Ritzinger nichts einzu-
wenden. Der nun vorgelegte Plan sei
aber willkürlich und von politischen
Motiven geleitet, vermutet er. Zudem
habe niemand den finanziellen Nutzen
darlegen können. Am meisten stört Rit-
zinger aber, dass der im Januar in einer
Bürgerbefragung unmissverständlich
geäusserte Wille ignoriert werde, ob-
wohl Landeshauptmann Franz Voves
(SPÖ) immer versprochen habe, es wer-
de nicht «drübergefahren».

«Es hat weh getan»
«Drüberfahren», dieses Wort fällt auch
im Gespräch mit den Einwohnern Pichl-
Kainischs immer wieder. In den Produk-
tionshallen der AKE werden Kühl-
geräte hergestellt, die an Fachhändler in
aller Welt geliefert werden. Diese Ar-
beiter bildeten die Klientel der SPÖ in
der an sich konservativen Gegend. Doch
nun haben die meisten erstmals andere
Parteien gewählt: die Freiheitlichen
(FPÖ) natürlich, die Grünen, Stronach,
sogar Neos und die Piraten werden ge-
nannt. Ausschlaggebend war in erster
Linie die Gemeindereform. Man be-
fürchtet, dass die Kinder bald nicht
mehr in Pichl-Kainisch die Volksschule
besuchen könnten, der Schnee nicht
rechtzeitig geräumt werde, das Dorf
finanziell ausblute.

Sogar der Geschäftsführer Helmut
Pilz stösst ins gleiche Horn. Er denke
global und baue in diesem «Kuhdorf»
modernste Maschinen, in der Reform

sehe er keinen Vorteil. Die Bevölkerung
werde zu wenig ernst genommen, sagt
eine Verkäuferin im Supermarkt des
Dorfes, die 30 Jahre lang in der Schweiz
gelebt hat. «In der Schweiz wäre das un-
möglich!» Sie habe deshalb keine der
beiden ehemaligen Grossparteien ge-
wählt. Landeshauptmann Voves hört
den Vergleich mit dem Nachbarland
allerdings nicht gern. Man habe nicht
dieselbe Reife, und überhaupt könne
man nicht jede Blume, jeden Maikäfer
und jeden Regenwurm nach seiner Mei-
nung fragen, wetterte er kürzlich in
einem Interview. Es sind Aussagen wie
diese, die Ritzinger dazu bewogen ha-
ben, kurz vor der Wahl nach fast 30 Jah-
ren aus der SPÖ auszutreten und erst-
mals die Grünen zu wählen. «Es hat weh
getan», sagt er dazu.

Voves dagegen stellt sich auf den
Standpunkt, dass von 382 von der

Reform betroffenen Gemeinden bis
Ende September über 300 den Fusions-
plänen zugestimmt haben, 70 Prozent
mit einstimmigen Gemeinderatsbe-
schlüssen. Die Regierung habe Hun-
derte von Gesprächen geführt, und jede
Bürgerinitiative, die den Kontakt ge-
sucht habe, sei angehört worden. Unter
20 Prozent der Zusammenlegungen er-
folgten unfreiwillig per Gesetz, bei der
letzten Strukturreform vor 44 Jahren
seien es über 80 Prozent gewesen.

Prestigeprojekt
Das Vorhaben, das die Anzahl Gemein-
den in der kleinteiligen Steiermark ab
2015 von 542 auf 288 reduzieren soll, ist
eines der Prestigeprojekte der soge-
nannten Reformpartnerschaft, die Vo-
ves und der steirische ÖVP-Chef Her-
mann Schützenhöfer vor drei Jahren

schlossen, und die immer wieder als
Vorbild für die Bundesregierung be-
zeichnet wurde. Die Parteien einigten
sich damals nach Jahren des Streits und
der gegenseitigen Blockade auf eine
echte Zusammenarbeit im Hinblick auf
strategische Ziele und insbesondere die
Sanierung der desolaten Finanzlage.
Dabei sollten die Belastungen des strik-
ten Sparkurses auf die Klientel beider
Parteien ähnlich verteilt werden.

In Pichl-Kainisch verlor die SPÖ am
stärksten, insgesamt trafen die Zwangs-
fusionen aber vor allem die ÖVP, deren
Hausmacht in den kleinen Gemeinden
und bei den vielen schwarzen Bürger-
meistern liegt. Über 120 steirische Ge-
meinden haben sich gegen die Reform
zusammengeschlossen und vor der
Wahl zum Boykott von Rot-Schwarz
aufgerufen. Zwar sind es überwiegend
Klein- und Kleinstgemeinden, doch in
vielen verloren ÖVP und SPÖ erd-
rutschartig. Zudem wirkte der Protest
gegen das «Drüberfahren» über die be-
troffenen Gebiete hinaus.

Demgegenüber litt die SPÖ stark
unter den beschlossenen Einschnitten
im Sozialbudget und unter der Wieder-
einführung des sogenannten Pflegere-
gresses, mit dem Kinder unter gewissen
Bedingungen zur Übernahme von Kos-
ten zur Pflege ihrer Eltern verpflichtet
werden. Weder die Strukturreform
noch der Pflegeregress waren Kern-
themen der FPÖ. Diese instrumentali-
sierte aber den Unmut darüber in ihrer
Kampagne geschickt. Die Folge war das
landesweit beachtete Resultat der Stei-
ermark. SPÖ und ÖVP brachen je über
fünf Prozentpunkte ein und wurden von
der FPÖ überholt, die fast sieben Pro-
zentpunkte dazugewann.

Der in den Analysen oft gezogene
Schluss, dass die Bundesregierung von
den Wählern für den Stillstand bestraft
wurde, die steirische Regierung dage-
gen für ihre Reformen, greift für den an
der Universität Graz lehrenden Polito-
logen Joseph Marko aber zu kurz. Die-
ses Paradoxon gebe es zwar, und Protest
gegen die Reformen sei tatsächlich
einer der Gründe für das schlechte Ab-
schneiden von SPÖ und ÖVP in der
Steiermark. Eine Rolle spielte zudem
der Steirer Frank Stronach, der in seiner
Heimat Tausende von Arbeitsplätzen
geschaffen hat und mit rund zehn Pro-
zent einen doppelt so hohen Stimmen-
anteil wie im Rest des Landes erreichte.

Im Resultat spiegelt sich für Marko
aber auch die gesamtösterreichische
Entwicklung: Die Volksparteien verlie-
ren an Anziehungskraft. In der Steier-
mark wirke sich dies aufgrund der Be-
völkerungsstruktur überproportional
aus. Seit den Privatisierungen nach 1989
und mit steigender Arbeitslosigkeit
habe die FPÖ in der industriell gepräg-
ten Obersteiermark sowie in der Um-
gebung von Graz stetig auf Kosten der
SPÖ zulegen können. Nicht nur in der
Steiermark haben sich die Freiheit-
lichen zur eigentlichen Arbeiterpartei
entwickelt. Unter Haider war es der
FPÖ ausserdem gelungen, in die länd-
lich-agrarischen Hochburgen der ÖVP
in der Unter- und Oststeiermark einzu-
dringen, was sich bereits bei den letzten
drei Landtagswahlen gezeigt hat.

Fusionen berühren Emotionen
Zwar hätten die Gemeindefusionen das
zentrale Thema Identität berührt und
grosse Emotionen geweckt, meint Mar-
ko. Doch er bewertet die soziostruktu-
rellen Probleme von SPÖ und ÖVP als
entscheidender, zumal sich diese auf-
grund der demografischen Entwicklung
noch akzentuieren werden. Der baldige
Verlust der Mehrheit sei sicher, wenn es
Rot-Schwarz nicht gelinge, Kernwähler
zurückzugewinnen oder neue Schichten
zu erschliessen. Vielleicht seien die
durchaus sinnvollen steirischen Refor-
men und der neue Stil dafür mittelfristig
doch der richtige Weg. Eine Prognose
für die Landtagswahl 2015 wagt Marko
jedenfalls nicht. Es sei durchaus mög-
lich, dass die Wähler das Projekt dann
honorierten. Ein abschreckendes Signal
nach Wien dürfe die steirische Moment-
aufnahme deshalb nicht sein.
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Graz – die geteilte Landeshauptstadt
bam. ^ Der Fluss Mur, der durch die stei-
rische Landeshauptstadt Graz fliesst,
teilt die Stadt auch politisch. Rechts der
Mur liegen das Zentrum, die bürger-
lichen Villenviertel, und hier wohnen
viele Studenten der vier Universitäten,
die alle in diesem Teil angesiedelt sind.
Rechts der Mur befinden sich klassische
Arbeiterbezirke, in denen auch viele
Migranten leben. Entsprechend wurde
rechts des Flusses üblicherweise die bür-
gerliche ÖVP gewählt, links die rote
SPÖ. Seit zehn Jahren wird die mit knapp
300 000 Einwohnern zweitgrösste Stadt
des Landes von einem ÖVP-Bürgermeis-
ter regiert. Bei der Gemeinderatswahl
2012 mussten sowohl die SPÖ als auch
die ÖVP deutliche Verluste hinnehmen.
Insbesondere für die Sozialdemokraten
bedeutete das Resultat eine Schmach,
denn sie landeten hinter der ÖVP und
den im Rest des Landes irrelevanten
Kommunisten (KPÖ) nur auf Platz drei.
Der Erfolg der KPÖ in der Steiermark

ist eng verbunden mit dem Charisma und
dem sozialen Engagement ihres ehemali-
gen Gemeinderats Ernest Kaltenegger,
der den Kommunisten in den letzten
zehn Jahren zu anachronistischer Stärke
verhalf. Auch das deutschnationale La-
ger ist in Graz von Bedeutung, was mit
der plötzlichen Grenzlage der Stadt nach
dem Zerfall der Monarchie sowie mit

den Burschenschaften an den Universi-
täten erklärbar ist. Die FPÖ stellte von
1973 bis 1983 mit Alexander Götz sogar
den Bürgermeister. Schliesslich ist Graz
die erste Grossstadt, in der die Grünen
Erfolg hatten. Sie schafften bereits 1983
und damit drei Jahre vor dem Einzug der
Umweltpartei ins Bundesparlament mit
sieben Prozent den Sprung in den Ge-
meinderat. Bei der Nationalratswahl ha-
ben die traditionell schwarzen Bezirke
mehrheitlich grün gewählt, die roten da-
gegen die blaue FPÖ. Während ehema-
lige SPÖ-Wähler vor allem der von der
Landesregierung eingeführte Pflegere-
gress (vgl. Hauptartikel) ärgerte, spiegelt
sich im Resultat der ÖVP ihre Schwäche
bei einer städtisch-intellektuellen Wäh-
lerschaft. Insgesamt wurden die Grünen
mit knapp 22 Prozent erstmals stimmen-
stärkste Kraft in Graz vor den Freiheit-
lichen mit gut 19 Prozent. SPÖ und ÖVP
verloren deutlich und landeten nur auf
den blamablen Plätzen drei und vier.

Im idyllischen Dorf Pichl-Kainisch haben die Nationalratswahlen ein politisches Erdbeben ausgelöst. ERICH HAGSPIEL / BIG SHOT


